
SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt Übach-Palenberg 

Alf-Ingo Pickam, Im Kauert 61, 52531 Übach-Palenberg 

An den 
Bürgermeister der Stadt Übach-Palenberg 
Herrn Wolfgang Jungnitsch 
Rathausplatz 4 

52531 Übach-Palenberg 

Emr, 2 \, April 2020 

Abt. : 

Kinder schützen) Nutzung der Notbetreuung und Entwicklun 
Beratungskonzepte für die Familien und Kinder im Kreis Heinsberg 

Sehr geehrter Bürgermeister Jungnitsch, 

Vorsitzender: Alf-Ingo Pickartz 

Stellvertretender Vorsit2ender: Tim Bö11en 

Geschäftsführer: Sven Bildhauer 

Im Kauert 61 

52531 Üb ch-Palenberg 

Telefon: 02451-913793 

E-Mail: fraktion@spd-uebach-palenberg.de 

euer Betreuungs- und 

die SPD- Fraktion stellt für die Ratssitzung, Dienstag den 05.05.2020 den Antrag der Verabschiedung 
folgender Resolution des Rates der Stadt Übach-Palenberg: 

Beschlussvorschlag: 

Der Rat der Stadt Übach-Palenberg fordert die Verwaltung des Kreises Heinsberg, vertreten durch 
Herrn Landrat Stephan Pusch, auf, einen besonderen Fokus auf die Sicherung des Kindeswohls im 
Zuständigkeitsbereich des Kreises Heinsberg zu setzen und auf die aktuelle Ausnahmesituation ange­
passte Konzepte zur Betreuung und familiären Hilfe zu entwickeln und anzubieten. 

Begründung: 

Das land NRW hat mit der Coronabetreuungsverordnung Ausnahmeregelungen für die Betreuung 
von Kindern geschaffen. Für Personen, deren Tätigkeiten der Aufrechterhaltung der kritischen 
Infrastruktur dient und deren Präsenz am Arbeitsplatz unabkömmlich ist (Schlüsselpersonen), ist die 
Betreuung nun auch im Kreis Heinsberg möglich. Eine weitere Ausnahme zur Teilnahme eines Kindes 
an der Notbetreuung ist die Sicherstellung des Kindeswohls im Einzelfall, hierüber entscheiden die 
jeweiligen Jugendämter. 

Seit Wochen sind Familien mit ihren Kindern allein. Eine Betreuung in einer Kindertagesstätte oder 
Schule findet nicht statt. Im Kreis Heinsberg ist die Schließung dieser Einrichtungen - anders als in 
der gesamten Bundesrepublik Deutschland - schon drei Wochen länger in Kraft. 

Zu Beginn der Krise hatten Experten und Politiker vor einer Zunahme von häuslicher Gewalt und 
Missbrauch gewarnt, weil die Familien dauerhaft in der Wohnung bleiben müssten und soziale 
Kontrolle durch Schulen, Kitas sowie Freunde und Bekannte entfal le. Für das Bundesgebiet gibt es 
nach Angaben des Kinderschutzbundes den nachweisbaren Trend, dass Meldungen wegen 



Kindeswohlgefährdung "drastisch" gesunken sind • was aber nicht bedeutet, das weniger passiert. 
„Vor dem Shutdown kamen etwa 60 Prozent dieser Meldungen von Schulen, Kitas und aus 
Kinderarztpraxen", so der Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes, Heinz Hilgers (vgl. rp­
online.de, zugegriffen am 22.04.20). Es ist zu befürchten, dass vielfach Fälle von Missbrauch und 
Kindeswohlgefährdung unentdeckt bleiben und/oder erst später aufgedeckt werden. 

Das Wohl der Kinder (und ihrer Eltern) muss gerade in Zeiten von Corona besonders im Fokus stehen. 
Die Rechte der Kinder auf Hilfe und Schutz dürfen nicht außer Kraft gesetzt werden. Gerade jetzt sind 
die Hilfe- und Unterstützungsangebote der Jugendhilfe für Kinder und ihre Familien wichtiger denn 
je. 

Das Kreisjugendamt sollte im Zusammenspiel anderen sozialen Einrichtungen (z.B. freien Trägern, 
kommunalen Streetworkern, Schulsozialarbeit, Jugendpfleger/innen) an die neue Situation angepass­
te Konzepte entwickeln, die dafür sorgen, dass überlastete und überforderte Eltern sowie die Kinder 
in prekären familiären Situationen zeitnah Hilfe und Unterstützung erfahren. 

Für die SPD Fraktion 

Dr. Sascha Derichs 


